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Drucksache V/2993 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/6 — 97104 — 5302/68 


Bonn, den 7. Juni 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes vom 12. Juni 1965 
zu dem Übereinkommen vom 20. März 1958 
über die Annahme einheitlicher Bedingungen 
für die Genehmigung der Ausrüstungsgegen- 
stände und Teile von Kraftfahrzeugen und 
über die gegenseitige Anerkennung der 
Genehmigung 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 323, Sitzung am 26. April 1968 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

,In Artikel 1 Nr. 1 (neuer Artikel 3) sind die Worte „mit 
Zustimmung" durch die Worte „ohne Zustimmung" zu er- 
setzen und am Ende folgende Worte anzufügen: „; vor 
ihrem Erlaß sind die zuständigen obersten Landesbehörden 
zu hören,"' 

Begründung 

Die Zustimmung des Bundesrates zu diesen Rechtsverord- 
nungen, die der Schaffung einheitlicher internationaler Ge- 
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nehmigungsbedingungen technischer Art dienen, ist ent- 
behrlich. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen. 

Die Bundesregierung hat dem Änderungsvorschlag des Bundes- 
rates zugestimmt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes vom 12. Juni 1965 zu dem Über- 
einkommen vom 20. März 1958 über die Annahme einheitlicher 
Bedingungen für die Genehmigung der Ausrüstungsgegen- 
stände und Teile von Kraftfahrzeugen und über die gegen- 
seitige Anerkennung der Genehmigung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zu dem Übereinkommen vom 20. März 
1958 über die Annahme einheitlicher Bedingungen 
für die Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände 
und Teile von Kraftfahrzeugen und über die gegen- 
seitige Anerkennung der Genehmigung vom 12. Juni 
1965 (Bundesgesetzbl. II S. 857) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Es wird folgender neuer Artikel 3 eingefügt: 

„Artikel 3 

Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, im Rahmen der in § 6 des Straßen- 
verkehrsgesetzes genannten Ziele Regelungen 
nach Artikel 1 und Änderungen von Regelungen 


nach Artikel 12 des Übereinkommens durch 
Rechtsverordnungen mit Zustimmung des Bundes- 
rates in Kraft zu setzen.'' 

2. Die bisherigen Artikel 3 und 4 werden Artikel 4 
und 5. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1). 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


3 



Drucksache V/2993 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Begründung 


1. Allgemeines 

Nach Artikel 1 des Übereinkommens vom 20. März 
1958 können die Vertragsparteien Regelungen ent- 
werfen und annehmen, die im einzelnen angeben, 
für welche Ausrüstungsgegenstände und Teile von 
Kraftfahrzeugen einheitliche Bedingungen für ihre 
Genehmigung aufgestellt und unter welchen Voraus- 
setzungen solche Genehmigungen gegenseitig an- 
erkannt werden. Die Verkehrsverwaltung der 
Bundesrepublik Deutschland wendet bisher 8 solcher 
Regelungen an. Die Regelungen sollen nunmehr 
auch durch Rechtsetzungsakt innerstaatlich in Kraft 
gesetzt werden. Das Gesetz schafft die Voraus- 
setzungen hierfür. 


IL Besonderes 

Zu Artikel 1 

Es ist vorauszusehen, daß die Zahl der Regelungen 
groß sein wird; sie werden auch verhältnismäßig 
rasch aufeinander folgen. Die Regelungen betreffen 
vom Inhalt her die Beschaffenheit und die Aus- 
rüstung von Kraftfahrzeugen, also einen Sach- 
gegenstand, der innerstaatlich auf Grund der §§ 6 
und 27 des Straßenverkehrsgesetzes durch die 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung und die Fahr- 
zeugteile-Verordnung geregelt wird. Aus diesem 


Gesichtspunkt sowie aus der Erwägung, die An- 
passung des innerstaatlichen Rechts an die völker- 
rechtlichen Verpflichtungen zu beschleunigen und 
die parlamentarische Arbeit zu entlasten, soll der 
Bundesminister für Verkehr durch einen neuen 
Artikel 3 im Vertragsgesetz ermächtigt werden, 
Regelungen oder Änderungen von Regelungen, die 
nach den Artikeln 1 oder 12 des Übereinkommens 
durch die Bundesrepublik Deutschland angenommen 
werden, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates innerstaatlich wirksam zu machen. 

Zu Artikel 2 

Die Änderung des Vertragsgesetzes und die auf 
Grund des neuen Ärtikels 3 zu erlassenden Rechts- 
verordnungen sollen auch auf das Land Berlin Än- 
wendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Ärtikel 3 

Die Vorschrift entspricht dem Erfordernis des 
Ärtikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 


Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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